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Die für den 18.11.2021 ab 16.00 Uhr geplante Bildungspolitische Stunde 
wird abgesagt. 
Die Fortsetzung der Ratsversammlung vom 11.10.2021 findet  
am Donnerstag, 18.11.2021, ab 16.00 Uhr per Videokonferenz  
statt.

Die Live-Übertragung der per Videokonferenz stattfindenden Sitzung 
in den öffentlichen Raum erfolgt im Sitzungssaal des Stadtrates im 
Neuen Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig. ■
(Änderungen vorbehalten)

Burkhard Jung, Oberbürgermeister

Ergänzung zur Bekanntmachung der Ratsversammlung 
am Mittwoch, dem 10.11.2021, 14.00 Uhr, die am Donnerstag,  
dem 18.11.2021, 16.00 Uhr, fortgesetzt wird, gegenüber der  

Veröffentlichung im Leipziger Amtsblatt Nr. 14/2021 vom 30.10.2021

Ländliche Neuordnung: Lützschena-Stahmeln
Stadt:     kreisfreie Stadt Leipzig
Verfahrenskennzahl: 168671
I. Feststellung
Die Ergebnisse der Wertermittlung im vereinfachten Flurbereinigungs-
verfahren Lützschena-Stahmeln werden mit dem Beschluss vom 
09.11.2021 durch den mit zwei Sachverständigen verstärkten Vorstand 
gemäß § 32 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 546), in der geltenden Fassung i.V.m.  
§ 6 Satz 3 des Gesetzes zur Ausführung des Flurbereinigungsgesetzes 
und zur Bestimmung von Zuständigkeiten nach dem 
Landwirtschaftsanpassungsgesetz (AGFlurbG) vom 15. Juli 1994 
(SächsGVBl. S. 1429) festgestellt.

II. Begründung
Die Grundstückswerte (Abfindungswerte) waren zu ermitteln, um die 
Teilnehmer wertgleich abfinden zu können.
In den Nachweisungen wurden die Ergebnisse der Wertermittlung 
zusammengefasst. Zu den Nachweisungen gehören die Bodenschät-
zungskarten, die Wertermittlungskarten, der Wertermittlungsrahmen 
und die Beschlussfassungen über Zu- und Abschläge.

Die Ergebnisse der Wertermittlung (Wertermittlungskarten und Wert-
ermittlungsrahmen) wurden den Beteiligten in einer Teilnehmerver-
sammlung am 05. Oktober 2021 im Neuen Rathaus der Stadt Leipzig 
erläutert und anschließend mit den restlichen Nachweisungen vom 
06.10.2021 bis 02.11.2021 im Amt für Geoinformation und Bodenord-
nung der Stadt Leipzig, Stadthaus, Burgplatz 1 in 04109 Leipzig, zur 
Einsichtnahme für die Beteiligten ausgelegt. Schriftliche Einwendungen 
gegen die Ergebnisse der Wertermittlung wurden während der Zeit 
der Auslegung nicht vorgetragen.

Dieser Feststellungsbeschluss wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.

Die öffentliche Bekanntmachung der Feststellung der Ergebnisse der 
Wertermittlung erfolgt hierbei durch Niederlegung der o.g. Nach-
weisungen zur kostenlosen Einsicht für die am Verfahren Beteiligten 
im Amt für Geoinformation und Bodenordnung, Flurneuordnungs-
behörde, Burgplatz 1, 04109 Leipzig, Raum 452 (Stadthaus) täglich von 
8.00 bis 12.00 Uhr, sowie nachmittags nach telefonischer Vereinbarung 
(0341/123-5061). Die Niederlegung beginnt am ersten Tag der öffent-
lichen Bekanntmachung und endet mit Ablauf der Widerspruchsfrist.

Im Übrigen sind die Unterlagen zu den Ergebnissen der Wertermittlung 
sowie weitere Informationen im Internet unter https://www.leipzig.
de/bauen-und-wohnen/bauen/flurbereinigung/flurbereinigungs-
verfahren-luetzschena-stahmeln einsehbar.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen die Feststellung der Ergebnisse der Wertermittlung kann inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift 
bei der Teilnehmergemeinschaft Lützschena-Stahmeln, bei der kreis-
freien Stadt Leipzig, Amt für Geoinformation und Bodenordnung

Hausanschrift Postanschrift
Stadt Leipzig
Amt für Geoinformation und Bo-
denordnung
Teilnehmergemeinschaft 
Lützschena-Stahmeln
Stadthaus, Zimmer: 452
Burgplatz 1
04109 Leipzig

Stadt Leipzig
Amt für Geoinformation und 
Bodenordnung
Teilnehmergemeinschaft
Lützschena-Stahmeln
04092 Leipzig

Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch kann auch in elek-
tronischer Form gemäß § 3 a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz 
(VwVfG) eingelegt werden. Hierfür stehen folgende Möglichkeiten 
zur Verfügung:
1. Der Widerspruch kann über das besondere elektronische Behörden-

postfach (beBPo) Stadt Leipzig – Allgemeiner Posteingang oder 
über das EGVP-Postfach Stadt Leipzig – Bodenordnung jeweils 
mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß § 3 a Abs. 2 S. 2, 3 
VwVfG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Es wird gebeten, den Widerspruch zu begründen. ■

Leipzig, den 11.11.2021

Gez. Frau Püngel
Die Vorsitzende der Teilnehmergemeinschaft

Lützschena-Stahmeln

Feststellung der Ergebnisse der Wertermittlung
Ländliche Neuordnung Lützschena-Stahmeln

https://www.leipzig.de/bauen-und-wohnen/bauen/flurbereinigung/flurbereinigungsverfahren-luetzschena-stahmeln
https://www.leipzig.de/bauen-und-wohnen/bauen/flurbereinigung/flurbereinigungsverfahren-luetzschena-stahmeln
https://www.leipzig.de/bauen-und-wohnen/bauen/flurbereinigung/flurbereinigungsverfahren-luetzschena-stahmeln
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Tagesordnung der öffentlichen Sitzung 25.11.2021, 17.00 Uhr, 
Neues Rathaus, Festsaal
 - Feststellung der Beschlussfähigkeit/Bestätigung der Tagesordnung
 - Protokollbestätigung
 - Protokollbestätigung der Sitzung vom 08.09.2021
 - Protokollbestätigung der Sitzung vom 03.11.2021
 - Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung
 - Bericht aus Beteiligungen
 - Beratung der Vorlagen I
 - Verlängerung des städtischen Lizenzvertrages für die Geodaten-

infrastruktur Leipzig (GDIL) mit der Firma ESRI
 - Ausführungsbeschluss zur Beschaffung eines Neuen Bearbeitungs-

verfahrens für Ordnungswidrigkeitenvorgänge (NOWi)
 - Baubeschluss Schule Liebertwolkwitz, Grundschule, Am Angerteich 

2 – energetische Sanierung Gebäudehülle
 - Ausführungsbeschluss für die Ersatzausstattung von Fachunter-

richtsräumen Naturwissenschaften in kommunalen Schulen der 
Stadt Leipzig

 - Entlastung des Aufsichtsrates der Leipziger Messe GmbH für das 
Geschäftsjahr 2020  ■

(Änderungen vorbehalten)
Der Vorsitzende 

des Verwaltungsausschusses

Sitzung des  
Verwaltungsausschusses

Tagesordnung der öffentlichen Sitzung am 22.11.2021, 17.00 
Uhr – per Videokonferenz

Die öffentliche Sitzung wid per Bild und Ton im Ratsplenarsaal, 
Zimmer 262, Neues Rathaus, 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 
4-6, zeitgleich übertragen und kann dort verfolgt werden.

 - Eröffnung und Begrüßung 
 - Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 - Feststellung der Tagesordnung 
 - Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 08.11.2021 
 - Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung
 - Ankauf des Flurstückes 3909/42 der Gemarkung Leipzig für den 

Neubau der Gemeinschaftsschule mit Sporthalle am Dösner Weg 
 - Anfragen, Sonstiges 

Beschlüsse aus der 36. nicht öffentlichen Sitzung der VII. Wahl-
periode des Grundstücksverkehrsausschusses am 27.09.2021
 - Abgabe von Geboten im Zwangsversteigerungsverfahren 457 K 

378/2019 und Bestätigung der außerplanmäßigen Auszahlung gem. 
§ 79 /1) SächsGemO

Beschlüsse aus der 37. öffentlichen Sitzung der VII. Wahlperiode 
des Grundstücksverkehrsausschusses am 11.10.2021
 - Es wurden keine Beschlüsse gefasst. ■

Der Vorsitzende 
des Grundstücksverkehrsausschusses

Sitzung des Grundstücks- 
verkehrsausschusses

Tagesordnungen für die nachstehend aufgeführten Sitzungen der 
Ortschaftsräte lagen zu Redaktionsschluss teilweise nicht vor. 
Für aktuelle Informationen zum Sitzungsgeschehen sowie den 
geltenden Hygieneregeln besuchen Sie bitte www.leipzig.de 

Ortschaftsrat Plaußig
26.11.2021 um 19.00 Uhr – Videokonferenz ■

Tagesordnungen für die nachstehend aufgeführten Sitzungen 
der Ortschaftsräte lagen zu Redaktionsschluss teilweise nicht vor. 
Für aktuelle Informationen zum Sitzungsgeschehen sowie den 
geltenden Hygieneregeln besuchen Sie bitte www.leipzig.de 

Stadtbezirksbeirat West
22.11.2021, 18.00 Uhr, Stuttgarter Allee 9
Aufgrund der derzeitigen Coronapandemie steht nur eine reduzierte 
Anzahl an Besucherplätzen in den öffentlichen Sitzungen zur Verfügung. 
Es gilt die 2-G-Regel!
 - Bau- und Finanzierungsbeschluss zur Schaffung der öffentlichen 

Grünfläche „Spielbereich Hafenstraße-Süd“ im Bereich des Lindenauer 
Hafens, Bestätigung gem. § 78 in Anlehnung an § 79 (1) SächsGemO 

 - Durchstich zwischen Karl-Heine-Kanal und Elster-Saale-Kanal endlich 
realisieren! 

 - Stadtbezirksbudget 

Stadtbezirksbeirat Südost
23.11.2021, 18.30 Uhr – per Videokonferenz
Den Link zur Sitzung finden Sie unter www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/
stadtbezirksbeirat-suedost
 - Stadtbezirksbudget
 - Bebauungsplan Nr. 468 „Gerichtsweg/Täubchenweg“; Stadtbezirk: 

Südost, Ortsteil: Reudnitz-Thonberg; Aufstellungsbeschluss
 - Information über den Prüfauftrag des Stadtrates zu möglichem Eigen-

tumsübergang der Messehalle 12
 - Neufassung der Richtlinie zur Namensgebung für Schulen
 - Beseitigung von Winterschäden auf Leipziger Haupt- und Nebenstraßen

Stadtbezirksbeirat Nordost
24.11.2021, 17.30 Uhr – per Videokonferenz
Den Link zur Sitzung finden Sie unter www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/
stadtbezirksbeirat-nordost
 - Antragstellung für das Schwerpunktgebiet Mockau in das Städtebauför-

derprogramm Sozialer Zusammenhalt (SZP)
 - Bebauungsplan Nr. 35.3 „Neues Messegelände – Teil 3 „Mockau Alter 

Flughafen – West““, 2. Änderung 
 - Quartier Schreiberstraße nachhaltig entwickeln
 - Neufassung der Richtlinie zur Namensgebung für Schulen
 - Beseitigung von Winterschäden auf Leipziger Haupt- und Nebenstraßen
 - Anträge zum Stadtbezirksbudget

Stadtbezirksbeirat Süd 
24.11.2021, 18.00 Uhr – per Videokonferenz
Den Link zur Sitzung finden Sie unter www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/
stadtbezirksbeirat-sued
 - Beratungen zum Stadtbezirksbudget 
 - Verlängerung der Frist zur Durchführung der städtebaulichen Sanie-

rungsmaßnahme im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet „Leipzig-
Connewitz/Biedermannstraße“ bis zum 31.12.2022

 - Verlängerung der Frist zur Durchführung der städtebaulichen Sanie-
rungsmaßnahme im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet „Innerer 
Süden“ bis zum 31.12.2023

 - Ausübung eines besonderen Vorkaufsrechts Teilfläche Flurstück 532/23 
der Gemarkung Connewitz, nördlich Arno-Nitzsche-Straße

 - Neufassung der Richtlinie zur Namensgebung für Schulen
 - Beseitigung von Winterschäden auf Leipziger Haupt- und Nebenstraßen
 - Tempo 30 – Raschwitzer Straße

Stadtbezirksbeirat Nord
24.11.2021, 17.30 Uhr – per Videokonferenz
Den Link zur Sitzung finden Sie unter www.leipzig.de/stadtbezirksbei-
rat/stadtbezirksbeirat-nord
 - Offenes Gespräch zum Eutritzscher Markt 
 - Verlängerung der Frist zur Durchführung der städtebaulichen Sanie-

rungsmaßnahme im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet „Leipzig-
Gohlis“ bis zum 31.12.2023

 - Neufassung der Richtlinie zur Namensgebung für Schulen
 - Beseitigung von Winterschäden auf Leipziger Haupt- und Nebenstra-

ßen ■
(Änderungen vorbehalten)

Sitzungen  
der Ortschaftsräte

Sitzungen  
der Stadtbezirksbeiräte

http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-suedost
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-suedost
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-nordost
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-nordost
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-sued
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-sued
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-nord
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat/stadtbezirksbeirat-nord
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Beschluss Nummer VII-DS-06045 der Ratsversammlung vom 14.10.2021

Die Stadt Leipzig erlässt aufgrund von § 4 Absatz 1 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) die folgende Satzung:

§ 1 
Aufhebung

Die Satzung der Stadt Leipzig zur Erhebung von Gebühren und 
Auslagen für Amtshandlungen im Vollzug fleischhygienerechtlicher 
Vorschriften (Fleischhygienegebührensatzung), vom 12.12.2001, be-
kanntgemacht am 22.12.2001, wird aufgehoben. 

§ 2 
Inkrafttreten

Diese Aufhebungssatzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft. ■

Leipzig, 15.10.2021

Burkhard Jung
Oberbürgermeister

Satzung über die Aufhebung der  
„Satzung der Stadt Leipzig zur Erhebung von Gebühren und Auslagen 
für Amtshandlungen im Vollzug fleischhygienerechtlicher Vorschriften 

(Fleischhygienegebührensatzung)“

Gemäß § 6 des Sächsischen Straßengesetzes (SächsStrG) vom 21. Januar 
1993 (SächsGVBl. S. 93), das zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes 
vom 20. August 2019 (SächsGVBl. S. 762) geändert worden ist, wird 
die Amtliche Bekanntmachung der Widmung für den öffentlichen 
Verkehr, vom 17. September 2021 im Leipziger Amtsblatt-Nr. 12/21 
(elektronisches Amtsblatt) und 18/21, hiermit korrigiert. Die Korrektur 
ist unten im Text hervorgehoben.

Bezeichnung, Verlauf, ungefähre Länge, Straßenklasse, Widmungsbeschränkung:
OT Wiederitzsch
Paul-Beiersdorf-Straße, Teilflächen der Flurstücke 420 und 528 jeweils 
der Gemarkung Seehausen von B 184 bis Tornauer Straße, Gesamtlänge 
ca. 480 m, Ortsstraße unbeschränkt. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Verkehrs- und Tiefbauamt  

Korrektur der Amtlichen Bekanntmachung  
der Widmung Paul-Beiersdorf-Straße vom 17. 09.2021,  

veröffentlicht im Leipziger Amtsblatt-Nr. 12/2021 am 02.10.2021  
(Elektronisches Amtsblatt) und 18/2021 am 09.10.2021

Die Landesdirektion Sachsen hat gemäß § 28 Abs. 1 und § 29 des 
Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) sowie § 1 des Gesetzes zur 
Regelung des Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungszustellungs-
rechts für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit 
§§ 74 und 75 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) auf An-
trag der Leipziger Verkehrsbetriebe (LVB) GmbH mit Beschluss vom  
28. Mai 2020 den Plan für das Vorhaben „Ratzelstraße zwischen Schö-
nauer Straße und Diezmannstraße“ festgestellt.

In dem Planfeststellungsbeschluss ist über alle rechtzeitig vorgetragenen 
Einwendungen, Forderungen und/oder Hinweise sowie Anregungen 
entschieden worden.

Eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses mit Rechtsbehelfs-
belehrung und eine Ausfertigung der festgestellten Unterlagen liegen 
in der Zeit vom 22. November 2021 bis 6. Dezember 2021 in der Stadt 
Leipzig, Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, Stadtplanungsamt, 
Zimmer 498, zu den Dienststunden Mo./Mi. 8.00-15.00 Uhr, Di./Do. 
8.00-16.00 Uhr, Fr. 8.00-12.00 Uhr zu jedermanns Einsichtnahme aus. 

Bekanntmachung über die Planfeststellung für das ÖPNV-Vorhaben 
der Leipziger Verkehrsbetriebe (LVB) GmbH „Ratzelstraße zwischen 

Schönauer Straße und Diezmannstraße“

Wir weisen darauf hin, dass für den gesamten Zeitraum zur angemes-
senen Berücksichtigung der aktuell geltenden Kontaktbeschränkungen 
im Zusammenhang mit der Bewältigung der Corona-Pandemie ein 
Hygienekonzept umgesetzt wird und dadurch bei hohem Besucher-
aufkommen Wartezeiten nicht ausgeschlossen werden können. Um 
telefonische Voranmeldung unter (0341) 1 23 49 48 wird gebeten.

Die Bekanntmachung und der Planfeststellungsbeschluss sind im vor-
genannten Zeitraum auch auf der Internetseite der Landesdirektion 
Sachsen unter https://www.lds.sachsen.de/bekanntmachung in der 
Rubrik „Infrastruktur – Straßenbahnen“ einsehbar.

Der Planfeststellungsbeschluss wird den Beteiligten, über deren Ein-
wendungen und Stellungnahmen entschieden worden ist, zugestellt. 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss den übrigen 
Betroffenen gegenüber als zugestellt (§ 74 Abs. 4 Satz 3 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes). ■

Stadtplanungsamt, i. A. der Landesdirektion Sachsen

https://www.lds.sachsen.de/bekanntmachung
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Das Amt für Geoinformation und Bodenordnung der Stadt Leipzig 
hat Daten des Liegenschaftskatasters aufgrund Berichtigung des Lie-
genschaftskatasters durch die untere Vermessungsbehörde geändert.

Betroffene Flurstücke: 
Gemarkung Meusdorf (0421): 1/2, 1/c, 1/h, 1/i, 1/k, 1/l, 1/q, 1/r, 
1/u, 1/v, 1/w, 1/x, 1/y, 1/z, 48, 49, 50, 51, 52, 53, 54, 55, 56, 57/1, 
57/2, 58, 59, 60, 61, 62, 63, 64, 65, 66, 67, 68, 69, 70, 71, 72, 73, 74, 75, 
76, 77, 78, 79, 80, 81, 82, 83, 84, 85, 86, 87, 88/2, 89, 90, 91, 92, 93, 94, 
95, 96, 97, 98, 99, 100, 101, 102, 103, 104, 105, 106/1, 108, 109, 110, 111, 
112, 113, 114, 115, 118, 119, 120, 121, 122, 123, 127, 128, 129, 130, 131, 
132, 133, 134, 135, 136, 137, 138, 139, 140, 141, 142, 143, 144, 145, 146, 
147, 148, 165, 166/1, 185, 186/1, 220/a, 231, 232, 247, 270, 349, 368, 410, 
411, 481/2, 482, 483, 484, 485, 486, 487, 488, 489, 490, 491, 492, 493, 494, 
495, 496, 497, 498, 505, 505/a, 506, 507, 508, 512, 513, 514, 515, 516, 517, 
518, 519, 520, 521, 522, 523, 524, 525, 526, 527, 528, 529, 531, 539, 540, 
541/1, 554/1, 555, 556, 557, 558, 559, 560, 561, 562, 563, 564, 565, 566, 
567, 568, 569, 570, 571, 573, 574, 575, 576, 577, 578, 579, 580, 581, 582, 
583, 584, 585, 586, 587, 588, 589, 590, 591, 592, 593, 594, 595, 596, 597, 
598, 599, 600, 601, 602, 603, 604, 605, 606, 607, 608, 609, 610, 611, 612, 
613, 614, 615, 641, 642, 642/1, 642/2, 646, 648, 649, 650, 651, 652, 653, 
654, 655/2, 656/2, 657, 678, 679/1, 679/2, 710, 711, 721, 738, 739, 740, 
741, 742, 743, 744, 745, 746, 747, 748, 749, 750, 751, 752, 753, 754, 755, 756, 
757, 758, 759, 760, 761, 762, 763, 764, 765, 766, 767, 768, 769/1, 769/2, 
770, 771, 772, 773, 774, 775, 776, 777, 778, 779, 780, 781, 782, 783, 784, 
785, 786, 787, 788, 789, 790, 791, 792, 793, 794, 795, 796, 797, 798, 799, 
800, 801, 802, 803, 804, 805, 806, 807, 808, 809, 813, 814, 815, 816, 817, 
818, 819, 820, 821, 822, 823, 824, 825, 826, 827, 828, 829, 830, 831, 832, 
833, 834, 835, 836, 837, 838, 839, 840, 841, 842, 843, 844, 845, 846, 847, 
849/3, 850, 851/22, 852, 853, 854, 857, 858, 859, 860, 861, 862, 863, 864, 
869, 870, 871/2, 871/3, 871/4, 871/5, 873, 874, 875, 876, 877, 879/1, 882, 
884/1, 884/2, 884/12, 884/16, 885, 889, 890, 894/1, 894/3, 894/4, 895, 
896, 897, 898, 899, 900, 901, 904, 905, 906;  Gemarkung Liebertwolkwitz 
(5574): 337/a, 337/c, 337/d, 337/e, 337/f, 337/g, 337/h, 337/i, 338/1

Art der Änderung:
• Berichtigung eines Zeichenfehlers
• Berichtigung der Flächenangabe
• Veränderung der tatsächlichen Nutzung mit Änderung der Wirt-

schaftsart
• Veränderung der tatsächlichen Nutzung ohne Änderung der 

Wirtschaftsart
• Korrektur eines Darstellungsfehlers

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Die Berichtigung eines Zeichenfehlers stellt einen Verwaltungsakt 
dar, gegen den innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-

spruch eingelegt werden kann. Der Widerspruch ist schriftlich oder 
zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig Sitzanschrift in 04109 Leipzig, 
Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Amt für Geoinformation 
und Bodenordnung, Burgplatz 1, 04109 Leipzig) oder beim Staats-
betrieb Geobasisinformation und Vermessung Sachsen, Olbrichtplatz 
3, 01099 Dresden, zu erheben. Der Widerspruch kann bei der Stadt 
Leipzig auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Verwaltungs-
verfahrensgesetz (VwVfG) eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung: 
1.  Der Widerspruch kann unter geoinformation@leipzig.de durch E-

Mail oder über die besonderen Behördenpostfächer Stadt Leipzig 
– Allgemeiner Posteingang oder Stadt Leipzig – Amt für Geoinfor-
mation und Bodenordnung jeweils mit qualifizierter elektronischer 
Signatur gemäß § 3a Abs. 2 S. 2, 3 VwVfG erhoben werden. 

2.  Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Allen Betroffenen wird die Änderung der Daten des Liegenschafts-
katasters durch Offenlegung bekannt gemacht. Die Ermächtigung 
zur Bekanntgabe auf diesem Wege ergibt sich aus § 14 Abs. 7 Sächs-
VermKatG1.
Die kreisfreie Stadt Leipzig ist nach § 2 des SächsVermKatG für die 
Fortführung der Daten des Liegenschaftskatasters für das Gebiet der 
Stadt Leipzig zuständig. Der Änderung der Daten des Liegenschafts-
katasters liegen die Vorschriften des § 14 SächsVermKatG zugrunde.
Die Unterlagen liegen 
 ab dem 15.11.2021 bis zum 14.12.2021
 bei der Stadt Leipzig im Amt für Geoinformation und 
 Bodenordnung, Burgplatz 1, 04109 Leipzig, Stadthaus Zi. 428,
 Montag bis Freitag 9.00-12.00 Uhr und
 Montag bis Donnerstag 13.00-16.00 Uhr
zur Einsichtnahme bereit. 
Terminvereinbarungen sind unter Tel. 123 50 56/50 34 bzw. unter der 
Postanschrift (Stadt Leipzig, Amt für Geoinformation und Bodenord-
nung, 04092 Leipzig) möglich. Zugehörige Unterlagen können auch 
unter www.leipzig.de eingesehen werden.
Nach § 14 Abs. 7 Satz 5 SächsVermKatG gilt die Änderung der Daten 
des Liegenschaftskatasters sieben Tage nach Ablauf der Offenlegungs-
frist als bekannt gegeben.
Für Fragen stehen die Mitarbeiter der Geschäftsstelle während der 
Öffnungszeiten zur Verfügung. In der Geschäftsstelle besteht auch 
die Möglichkeit, weitere Unterlagen zu den Änderungen einzusehen.

1  Gesetz über das amtliche Vermessungswesen und das Liegenschaftskataster 
im Freistaat Sachsen (Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz – 
SächsVermKatG) vom 29. Januar 2008 (SächsGVBl. S. 138, 148), das 
zuletzt durch Artikel 15 der Verordnung vom 12.04.2021 (SächsGVBl. 
S. 517) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung.

Offenlegung der Änderung von Daten  
des Liegenschaftskatasters gem. § 14 Abs. 7  

Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz

Alle Eigentümer/-innen von Grundbesitz und alle Gewerbesteuer-
pflichtigen werden auf die Fälligkeit der Steuern am 15. November 
2021 hingewiesen. Die Steuer ist rechtzeitig unter Angabe des ent-
sprechenden Buchungszeichens im Verwendungszweck der Zahlung 
zu überweisen.
Die Stadt Leipzig verschickt Grundsteuerbescheide nur noch bei Ände-
rungen. Diejenigen Steuerschuldner, die keinen Grundsteuerbescheid 
für das Jahr 2021 erhielten, haben in der gleichen Weise Grundsteuer 
zu entrichten, wie im letzten übersandten Steuerbescheid geregelt. Die 
Steuerfestsetzung erfolgte zum Jahresbeginn per öffentlicher Bekannt-
machung im Amtsblatt.
Bei einem Eigentümerwechsel ist zu beachten, dass der ehemalige 

Eigentümer nach den rechtlichen Bestimmungen für die rechtzeitige und 
vollständige Entrichtung der Grundsteuer verantwortlich bleibt, bis er 
einen Bescheid erhält, aus dem das Ende der Steuerpflicht hervorgeht.
Für regelmäßig zu zahlende Abgaben empfiehlt die Stadtkasse die 
Erteilung eines SEPA-Lastschriftmandats. Damit erfolgt der Einzug 
immer pünktlich zur Fälligkeit der Steuerforderung. So muss man die 
Terminüberwachung nicht selbst übernehmen, spart sich den Aufwand 
für die Überweisung und kann verhindern, dass man in Verzug gerät.
Das Formular kann bei der Stadtkasse angefordert oder über www.
leipzig.de, Suchbegriff: „SEPA“ abgerufen werden.
Für Rückfragen stehen Ihnen die Mitarbeiter/-innen der Stadtkasse 
gern zur Verfügung. ■

Öffentlicher Hinweis zur Fälligkeit der Grund- und Gewerbesteuer
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I.
Das Sächsische Oberbergamt führt als für das Verfahren und für die 
Entscheidung über die Zulässigkeit des oben genannten Vorhabens 
zuständige Behörde auf Antrag der Mitteldeutsche Baustoffe GmbH 
mit Sitz Köthener Straße 13 in 06193 Petersberg OT Sennewitz vom 21. 
Oktober 2021 unter dem Geschäftszeichen 12-0522/478/3-2021/26097 
ein bergrechtliches Planfeststellungsverfahren mit Umweltverträglich-
keitsprüfung gemäß § 52 Absatz 2a und 2c sowie § 57a Bundesberg-
gesetz (BBergG) vom 13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1760) geändert, in 
Verbindung mit § 1 des Gesetzes zur Regelung des Verwaltungsverfah-
rens- und des Verwaltungszustellungsrechts für den Freistaat Sachsen 
(SächsVwVfZG) vom 19. Mai 2010 (SächsGVBl. S. 142), das durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 12. Juli 2013 (SächsGVBl. S. 503) geändert worden 
ist sowie den §§ 72 ff. des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 
102), das zuletzt durch Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 25. Juni 
2021 (BGBl. I S. 2154) geändert worden ist, durch.

II.
Der Kiessandtagebau Kleinpösna liegt am südöstlichen Stadtrand der 
Stadt Leipzig, unmittelbar am Autobahndreieck Parthenaue und wird 
von der Mitteldeutschen Baustoffe GmbH betrieben. Zur Sicherung 
der Rohstoffbereitstellung für Baumaßnahmen im Leipziger Raum be-
absichtigt der Bergbauunternehmer eine Erweiterung der bestehenden 
Kiesgewinnung auf einer weiteren Teilfläche der Lagerstätte, die sich 
in östlicher Richtung an den bestehenden Kiestagebau anschließt. 
Das neue Abbaufeld 5a befindet sich auf der Gemarkung Wolfhain 
der Stadt Brandis und auf der Gemarkung Albrechtshain der Stadt 
Naunhof im Landkreis Leipzig. Die nächstgelegenen Ortschaften sind 
Beucha und Albrechtshain. Die Erweiterungsfläche umfasst insgesamt 
47,18 Hektar und wird im Südosten durch die Autobahn A38 und im 
Nordosten an die Autobahn A14 begrenzt. Im Südwesten grenzt das 
Abbaufeld an den Albrechtshainer Weg, im Nordwesten an die Threne.
Weiterhin wird mit dem Verfahren die wasserrechtliche Planfeststellung 
der bestehenden und neu entstehenden Gewässer im Gesamtbereich 
des Kiessandtagebau Kleinpösna beantragt. Die Gewässerausbauvor-
haben befinden sich auf der Gemarkung Seifertshain der Gemeinde 
Großpösna und auf der Gemarkung Kleinpösna der Stadt Leipzig.
Die Gewinnung der Kiese und Sande soll im neuen Abbaufeld 5a über 
einen Zeitraum von 28 Jahren ausschließlich im Nassabbau erfolgen. 
Der Schwimmbagger wird über Schwimm-bänder mit einer temporären 
Landbandanlage verbunden, die die Threne im südlichen Abschnitt mit 
einer Bandbrücke quert und den Rohstoff der Aufbereitung zuführt. 
Dort werden die schluffigen und tonigen Bestandteile ausgespült. An-
schließend wird das Material gesiebt, um die verschiedenen Körnungen 
und Korngemische zu erhalten. Die bestehende Aufbereitungs- und 
Betriebsanlagen einschließlich Büro- und Sozialanlagen werden im 
bisherigen Umfang weiter genutzt. 
Für die vollständige Nutzung der Lagerstätte ist die Umverlegung 
des Mittelgrabens in südlicher Richtung erforderlich. Die geplante 
Wiedernutzbarmachung im Abbaufeld 5a sieht die Gestaltung eines 
Kiessees mit der Gestaltung naturnaher Uferbereiche zur Entwicklung 
funktionstüchtiger Lebensräume vor.

III.
Der Rahmenbetriebsplan liegt in der Zeit von Montag, dem 22. No-
vember 2021 bis einschließlich Dienstag, dem 21. Dezember 2021
bei der folgenden Stelle für jedermann zur Einsichtnahme aus:
Stadtverwaltung Leipzig, im Raum 499 (Zugang über Zimmer 498)
Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig
während der Dienststunden: 
 Montag  08.00-15.00 Uhr
 Dienstag 08.00-16.00 Uhr

 Mittwoch 08.00-15.00 Uhr
 Donnerstag 08.00-16.00 Uhr 
 Freitag 08.00-12.00 Uhr

Zum Schutz vor dem Coronavirus SARS-CoV-2 der COVID-19 Er-
krankung wird auf die Einhaltung der aktuellen Hygienevorschriften 
der Stadtverwaltung Leipzig verwiesen. Die aktuellen Hygienevor-
schriften finden Sie auf der Website der Stadt Leipzig, https://www.
leipzig.de/jugend-familie-und-soziales/gesundheit/neuartiges-co-
ronavirus-2019-n-cov/.
Bitte informieren Sie sich vor Einsichtnahme in die Planunterlagen über 
die Zugangsbedingungen in den Bekanntmachungen der Stadt. Um eine 
telefonische Terminvereinbarung unter 0341 123 4948 wird gebeten.
Die Planunterlagen können im oben genannten Auslegungszeitraum 
ebenfalls
 - bei der Stadt Brandis, Markt 1-3, 04821 Brandis,
 - bei der Stadt Naunhof, Markt 1, 04683 Naunhof und
 - bei der Gemeinde Großpösna, Im Rittergut 1, 04463 Großpösna 

zu den dort in den Bekanntmachungen genannten Zeiten von der 
Öffentlichkeit eingesehen werden.

IV.
1. Für das Vorhaben wurde am 24. Januar 2006 das Verfahren zur 

Unterrichtung über Gegenstand, Umfang und Methoden der Um-
weltverträglichkeitsprüfung nach § 52 Absatz 2a Satz 2 BBergG 
eingeleitet. Gemäß § 171a Satz 1 Nr. 2 BBergG ist das Planfeststel-
lungsverfahren in der Fassung des BBergG, die vor dem 29. Juli 
2017 galt, zu Ende zu führen. 

2. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann 
gemäß § 73 Absatz 4 Satz 1 VwVfG bis zwei Wochen nach Ablauf 
der Auslegungsfrist, das heißt bis einschließlich Dienstag, dem 
4. Januar 2022 bei der Stadt Leipzig, Neues Rathaus, Martin-Lu-
ther-Ring 4-6, 04109 Leipzig oder bei dem Sächsischen Oberberg-
amt, Kirchgasse 11, 09599 Freiberg schriftlich (mit eigenhändiger 
Unterschrift) oder zur Niederschrift Einwendungen gegen den Plan 
erheben. 

 Sofern die Erhebung einer Einwendung zur Niederschrift beim 
Sächsischen Oberbergamt erwogen wird, sollte zuvor dort eine 
telefonische Voranmeldung erfolgen (Telefon: 0 37 31 37 2-0). Auf-
grund der Covid-19-Pandemie sind bei der Einwendungserhebung 
zur Niederschrift die nachfolgend genannten Schutzmaßnahmen 
des Sächsischen Oberbergamtes zu beachten: Beim Betreten des 
Dienstgebäudes sind Besucher angehalten, sich bei der Anmeldung 
vorzustellen und dort eine Selbstauskunft darüber zu erteilen, ob 
sie spezifische Symptome der Krankheit Covid-19 aufweisen oder 
innerhalb der letzten 14 Tage Kontakt zu infizierten Personen 
hatten. Das Formular wird durch den Einlass und Kontrolldienst 
ausgegeben und wieder entgegengenommen. Auf das Erfordernis 
zum Tragen von Mund-Nasen-Bedeckung bei der Einwendungs-
erhebung zur Niederschrift wird hingewiesen. Zudem ist immer der 
Mindestabstand von 1,50 Metern zu anderen Personen zu wahren.

 Für elektronisch signierte sowie verschlüsselte elektronische Do-
kumente besteht kein Zugang. 

 Es ist ausreichend, wenn die Einwendung bei einer der oben ge-
nannten Stellen fristgemäß erhoben wird. Das Erheben von gleich-
lautenden Einwendungen oder Äußerungen bei jeder der oben 
genannten Stellen ist nicht erforderlich.

 Vereinigungen, die aufgrund einer Anerkennung nach anderen 
Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwal-
tungsgerichtsordnung gegen die Entscheidung nach § 74 VwVfG 
einzulegen, können nach § 73 Absatz 4 Satz 5 VwVfG bis zum Ende 
dieser Einwendungsfrist Stellungnahmen bei den oben genannten 
Behörden zu dem Plan abgeben.

Bekanntmachung über die Auslegung des Rahmenbetriebsplanes im 
bergrechtlichen Planfeststellungsverfahren zum Vorhaben  

„Weiterführung des Kieswerkes Kleinpösna“ auf den Gemarkungen 
Wolfshain und Albrechtshain der Stadt Brandis und der Stadt Naunhof 

sowie der Gemarkung Seifertshain der Gemeinde Großpösna im  
Landkreis Leipzig und der Gemarkung Kleinpösna der Stadt Leipzig

 https://www.leipzig.de/jugend-familie-und-soziales/gesundheit/neuartiges-coronavirus-2019-n-cov/
 https://www.leipzig.de/jugend-familie-und-soziales/gesundheit/neuartiges-coronavirus-2019-n-cov/
 https://www.leipzig.de/jugend-familie-und-soziales/gesundheit/neuartiges-coronavirus-2019-n-cov/
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 Die Einwendungen müssen zumindest den Namen sowie die volle 
Anschrift des Einwenders enthalten. Sie sollten den geltend ge-
machten Belang und das Maß der Beeinträchtigung erkennen lassen. 
Es wäre wünschenswert, wenn bei Eigentumsbeeinträchtigungen 
in den Einwendungen möglichst die Flurstücknummern und Ge-
markungen der betroffenen Grundstücke angegeben werden.

 Unberücksichtigt bleiben vor Beginn der Auslegung erhobene Ein-
wendungen. 

 Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschrifts-
listen unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender 
Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit 
einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen, 
Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu be-
zeichnen, soweit nicht ein Bevollmächtigter bestellt ist. Anderenfalls 
können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben (§ 17 VwVfG). 
Es können ferner gleichförmige Eingaben insoweit unberücksichtigt 
bleiben, als Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht, 
unvollständig oder unleserlich angegeben haben.

 Es wird darauf hingewiesen, dass keine Eingangsbestätigung erfolgt.
3. Mit Ablauf der oben genannten Einwendungsfrist sind für das 

Verfahren über die Zulässigkeit des Vorhabens alle Einwendun-
gen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen 
Titeln beruhen (§ 73 Absatz 4 Satz 3 VwVfG). Einwendungen und 
Stellungnahmen der anerkannten Vereinigungen sind nach Ablauf 
dieser Frist für das Verfahren über die Zulässigkeit des Vorhabens 
ebenfalls ausgeschlossen (§ 73 Absatz 4 Satz 3 und 6 VwVfG). 

 Für die Fristwahrung bei Einwendungen gilt der Posteingang bzw. 
das Datum der Niederschrift beim Sächsischen Oberbergamt bzw. 
in der Stadt.

4. Die rechtzeitig erhobenen Einwendungen, die rechtzeitig abgege-
benen Stellungnahmen der anerkannten Vereinigungen sowie die 
Stellungnahmen der Behörden zu dem Rahmenbetriebsplan werden 
in einem Termin erörtert (Erörterungstermin). 

 Der Erörterungstermin wird mindestens eine Woche vorher orts-
üblich bekannt gemacht. 

 Grundsätzlich sind die Behörden, der Träger des Vorhabens so-
wie diejenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen 
abgegeben haben, von dem Erörterungstermin gesondert zu be-
nachrichtigen. Sind außer der Benachrichtigung der Behörden und 
des Trägers des Vorhabens mehr als 50 Benachrichtigungen vor-
zunehmen, so können diese Benachrichtigungen durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden.

 Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann 
auch ohne ihn verhandelt werden.

5. Kosten, die durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, für die Er-
hebung von Einwendungen und das Vorbringen von Äußerungen, 
die Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung 
entstehen, werden nicht erstattet. 

6. Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhörungs-
verfahrens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. Die 
Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn außer an den 
Träger des Vorhabens mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

7. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichti-
gung der Vereinigungen, die auf Grund einer Anerkennung nach 
anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der 
Verwaltungsgerichtsordnung gegen diese Planfeststellungsbe-
schlüsse einzulegen, von der Auslegung der Pläne (§ 73 Abs. 4 Satz 
5 VwVfG).

8. Aufgrund der seit dem 25. Mai 2018 anwendbaren neuen EU-Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO) weisen wir darauf hin, dass im 
Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit in dem o. g. Planfest-
stellungsverfahren die von Ihnen erhobenen Einwendungen und 
darin mitgeteilten personenbezogenen Daten ausschließlich für das 
Planfeststellungsverfahren von uns erhoben, gespeichert und ver-
arbeitet werden. Ihre persönlichen Daten werden benötigt, um den 
Umfang Ihrer Betroffenheit beurteilen zu können. Wir können die 
Daten an den Vorhabenträger und seine mitarbeitenden Büros zur 

Auswertung der Stellungnahmen weiterreichen. Insoweit handelt 
es sich um eine erforderliche und somit rechtmäßige Verarbeitung 
aufgrund einer rechtlichen Verpflichtung gem. Art.6 Absatz 1 Satz 
1 lit. c DSGVO. Die Vorhabenträgerin als auch ihre Beauftragten 
sind zur Einhaltung der DSGVO verpflichtet.

V.
Das Sächsische Oberbergamt hat gemäß §§ 52 Absatz 2a und 2 c sowie 
57c BBergG festgestellt, dass für das Vorhaben eine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, da die 
beanspruchte Abbaufläche größer 25 ha und das Vorhaben mit der 
Herstellung von Gewässern verbunden ist. Nach § 1 Ziffer 1 b) aa) 
und bb) der Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
bergbaulicher Vorhaben (UVP-V Bergbau) vom 13. Juli 1990 (BGBL. 
I Seite 1420), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 8. No-
vember 2019 (BGBl. I S. 1581) geändert wurde, ist für dieses Vorhaben 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich.
Die Entscheidung über Zulässigkeit oder Ablehnung des Vorhabens 
ergeht nach Durchführung des Planfeststellungsverfahrens mit einem 
Planfeststellungs- bzw. Versagungsbeschluss.
Die nach § 57a Absatz 2 Satz 2 BBergG und § 2 UVP-V Bergbau ent-
scheidungserheblichen Unterlagen über die Umweltauswirkungen 
des Vorhabens beinhalten:
 - eine Umweltverträglichkeitsuntersuchung (UVP-Bericht), Arcadis 

Germany GmbH, 6. September 2021,
 - eine FFH-Vorprüfung, Arcadis Germany GmbH, 28. Mai 2020,
 - einen Speziellen artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (saFB), Arcadis 

Germany GmbH, 15. Juni 2021,
 - einen Landschaftspflegerischen Begleitplan (Wiedernutzbarma-

chung und Ausgleichbarkeit des Eingriffs), Arcadis Germany 
GmbH, 31. Mai 2021,

 - ein Schalltechnisches Gutachten (Schallimmissionsprognose nach 
TA Lärm), IDU IT+Umwelt GmbH, 11. Januar 2019,

 - eine Lufthygienische Untersuchung (Staubimmissionensprognose), 
IDU IT+Umwelt GmbH, 30. April 2021,

 - eine Hydrogeologische Berechnung (Komplexgutachten) Kiessand-
tagebaue Kleinpösna und Hirschfeld/Wolfshain, G.U.B. Ingenieur 
AG, 15. März 2018 sowie 1. Ergänzung zum Hydrogeologischen 
Komplexgutachten, G.U.B. Ingenieur AG, 30. August 2019,

 - einen Fachbeitrag zur europäischen Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL), Arcadis Germany GmbH, 31. Mai 2021,

 - eine Limnologische Einschätzung Kiessee Kleinpösna, Baufeld 5a, 
IDUS Biologisch Analytisches Umweltlabor GmbH, 9. Mai 2019 
und eine Charakterisierung des Mittelgraben und Empfehlungen 
zur Umverlegung, IDUS Biologisch Analytisches Umweltlabor 
GmbH, 8. Oktober 2018 sowie

 - eine Limnologische Einschätzung Kiestagebausee Baufeld 1 a/b, 
eine Limnologische Einschätzung Kiestagebausee Baufeld 3/6 und 
eine Limnologische Einschätzung Baufeld 5b-red, IDUS Biologisch 
Analytisches Umweltlabor GmbH, 28. Oktober 2019.

Sie sind Bestandteil der ausliegenden Planunterlagen und können 
ebenfalls im oben genannten Auslegungszeitraum bei der Stadt Leip-
zig, Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig von der 
Öffentlichkeit eingesehen werden.
Weitere relevante Informationen können bei dem für das Umwelt-
verträglichkeitsprüfungsverfahren und für die Entscheidung über die 
Zulässigkeit des Vorhabens zuständigen Sächsischen Oberbergamt 
eingeholt werden. Zudem können an dieses auch Äußerungen und 
Fragen gerichtet werden. Insofern ist auf die unter Punkt IV.2 dieser 
Bekanntmachung benannte Einwendungsfrist zu verweisen.
Diese Bekanntmachung ist einschließlich des auszulegenden Plans 
(Rahmenbetriebsplan) gemäß § 27a VwVfG auch unter https://buer-
gerbeteiligung.sachsen.de/portal/oba/beteiligung/themen/1026958 
einsehbar. Maßgeblich ist jedoch der Inhalt des zur Einsicht ausgelegten 
Plans (§ 27a Absatz 1 Satz 4 VwVfG). ■

Stadtplanungsamt 
i. A. des Sächsischen Oberbergamtes

https://buergerbeteiligung.sachsen.de/portal/oba/beteiligung/themen/1026958 
https://buergerbeteiligung.sachsen.de/portal/oba/beteiligung/themen/1026958 
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Der Stadtrat hat in seiner Ratsversammlung am 14.10.2021 den Jahres-
abschluss für das Wirtschaftsjahr 2019 festgestellt. Gemäß § 34 (2) der 
Sächsischen Eigenbetriebsverordnung wird das Jahresergebnis wie 
folgt bekannt gegeben:

1.  Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 01.01.2019 bis 31.12.2019 
wird wie folgt festgestellt:

Stand
31.12.2019 

 Bilanzsumme 2.731.552,45 Euro
 davon entfallen:
 Aktiva 
  Anlagevermögen 525.668,51 Euro
  Umlaufvermögen 2.205.275,06 Euro
  Rechnungsabgrenzungsposten 608,88 Euro
 Passiva
  Eigenkapital 
  - Stammkapital 205.000,00 Euro
  - Kapitalrücklage 877.937,96 Euro
  - Gewinnrücklagen 59.425,51 Euro
  - Gewinn-/Verlustvortrag Vorjahre 273.464,23 Euro
  - Gewinn / Verlust 227.446,70 Euro
  Sonderposten für
  Investitionszuwendungen 189.841,09 Euro
  Rückstellungen 486.673,37 Euro
  Verbindlichkeiten 411.763,59 Euro
  Rechnungsabgrenzungsposten 0,00 Euro
 Summe der Erträge 13.413.087,88 Euro
 Summe der Aufwendungen 13.185.641,18 Euro
 Jahresüberschuss 227.446,70 Euro

2.  Der Jahresüberschuss in Höhe von Euro 227.446,70 wird zu 50 % 
(113.723,35 EUR) in die zweckgebundene Rücklage zur Finanzie-
rung von investiven Maßnahmen im Rahmen des Klimanotstandes 
(VI-A-07961) eingestellt. In Höhe von 50 % (113.723,35 EUR) erfolgt 
eine Mittelweiterleitung nach § 58 Nr. 2 Abgabenordnung an den 
städtischen Haushalt zur zeitnahen (im Sinne des § 55 Abs. 1 Nr. 5 
Abgabenordnung) und ausschließlichen Verwendung für steuer-
begünstigte Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 54 Abgabenordnung. 
Diese Mittel werden ausschließlich zur Instandsetzung/Sanierung 
eines geeigneten Objektes für die Betreuung von Kindern und 
Jugendlichen verwendet. Vorbehaltlich der Fassung des entspre-
chenden Baubeschlusses werden die Mittel zur Kostendeckung der 
Baumaßnahme Neubauten Leipziger Straße, 04178 Leipzig (Pla-
nungsbeschluss VI-DS-04973-NF-01) verwendet. Die Stadt Leipzig 
wird diese Verwendung dokumentieren und dem Eigenbetrieb eine 
Bestätigung über die zeitnahe und ausschließliche Verwendung für 
steuerbegünstigte Zwecke erteilen.

3. Der Betriebsleitung wird für das Wirtschaftsjahr 01.01.2019 bis 
31.12.2019 Entlastung erteilt.

 Von der Bansbach GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuer-
beratungsgesellschaft wurde dem Jahresabschluss zum 31.12.2019 
und dem Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2019 des Verbundes 
Kommunaler Kinder- und Jugendhilfe (VKKJ), Eigenbetrieb der 
Stadt Leipzig, der folgende unter dem 28. April 2020 unterzeichnete 
uneingeschränkte Bestätigungsvermerk erteilt:

 „Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

 An den Verbund Kommunaler Kinder- und Jugendhilfe Eigenbetrieb 
der Stadt Leipzig, Leipzig

 Prüfungsurteile

 Wir haben den Jahresabschluss der Verbund Kommunaler Kinder- 
und Jugendhilfe Eigenbetrieb der Stadt Leipzig, Leipzig, – bestehend 

aus der Bilanz zum 31. Dezember 2019 und der Gewinn- und Ver-
lustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 31. 
Dezember 2019 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung 
der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber 
hinaus haben wir den Lagebericht des Verbundes Kommunaler 
Kinder- und Jugendhilfe Eigenbetrieb der Stadt Leipzig für das 
Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 
geprüft.

 Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnisse

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen 
Belangen den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Frei-
staates Sachsen i. V. m. den einschlägigen deutschen, für große 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 
und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des 
Eigenbetriebs zum 31. Dezember 2019 sowie seiner Ertragslage 
für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 31.Dezember 
2019 und

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage des Eigenbetriebs. In allen wesentlichen Be-
langen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
des Freistaates Sachsen und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

 Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung 
zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jah-
resabschlusses und des Lageberichtes geführt hat.

 Grundlage für die Prüfungsurteile

 Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 32 SächsEigBVO 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts" unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen.

 Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Betriebsausschusses 
sowie des Stadtrates für den Jahresabschluss und den Lagebericht

 Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung 
des Jahresabschlusses, der den Vorschriften der Eigenbetriebsver-
ordnung des Freistaates Sachsen i. V. m. den einschlägigen deut-
schen, für große Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Eigenbetriebs vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung 
mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresab-
schlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.

Feststellung des Jahresabschlusses 2019  
des Eigenbetriebes Verbund Kommunaler Kinder-  

und Jugendhilfe Leipzig
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 Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen 
Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte im Zusammenhang mit 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche 
oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

 Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesent-
lichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Freistaates Sachsen 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), 
die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vor-
schriften der Eigenbetriebsverordnung des Freistaates Sachsen zu 
ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

 Der Betriebsausschuss und der Stadtrat sind verantwortlich für die 
Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des Eigenbetriebs 
zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

 Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts

 Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, 
ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsich-
tigten oder unbeabsichtigten -falschen Darstellungen ist, und ob 
der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit 
dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebs-
verordnung des Freistaates Sachsen entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie 
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

 Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine 
Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 
32 SächsEigBVO unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche 
falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden 
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen 
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

 Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und 
bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – be-
absichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im 
Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, 
dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, 
ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße 
betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das 
Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des 
Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den 

für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem 
Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des 
Eigenbetriebs abzugeben.

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die 
Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des 
von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, 
ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Er-
eignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel 
an der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss 
kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir 
verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam 
zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 
führen, dass der Eigenbetrieb seine Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann.

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt 
des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der 
Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und 
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt.

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresab-
schluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte 
Bild von der Lage des Eigenbetriebs.

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen 
Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im 
Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-
fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den 
zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen 
die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben 
aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den 
zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden 
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung 
sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prü-
fung feststellen."

 Den vorstehenden Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses 
des Verbundes Kommunaler Kinder- und Jugendhilfe der Stadt 
Leipzig, Leipzig, für das Wirtschaftsjahr 1. Januar 2019 bis zum 
31. Dezember 2019 und den Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 
2019 erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vor-
schriften und den Grundsätzen ordnungsgemäßer Erstellung von 
Prüfungsberichten (IDW PS 450 n. F.).

Hinweis zur öffentlichen Auslegung: Der Jahresabschluss 2019 und 
der Lagebericht 2019 liegen vom 15. November 2021 bis zum 26. No-
vember 2021, in der Zeit von 9.00 bis 15.00 Uhr, in der Geschäftsstelle 
des Eigenbetriebes Verbund Kommunaler Kinder- und Jugendhilfe, 
Sommerfelder Straße 71, in 04316 Leipzig, öffentlich aus. ■
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Mit dem neu gegründeten Bürgerservice (Amt 31) schafft die Stadt 
Leipzig eine moderne und einheitliche Organisation für operativen und 
strategischen Bürgerservice. Damit gehen wir in der wachsenden Stadt 
besser auf immer komplexer werdende Lebenszusammenhänge von 
Einwohnerinnen und Einwohnern ein. Im Zuge der Modernisierung 
sind eine verbesserte Bürgerorientierung über unterschiedliche Service-
kanäle, ein adressatengerechtes Leistungs- und Informationsangebot 
und die Gestaltung von Warte-, Wege- und Bearbeitungszeiten sowie 
die Schaffung mobiler Bürgerservices angestrebt. Aus dem neuen 
Amt heraus erfolgt die Steuerung der gesamtstädtischen Standards 
als Grundlage für die Weiterentwicklung aller Bürgerserviceeinheiten 
der Stadtverwaltung. Mit der intelligenten Vernetzung von digitalen 
und vor Ort erbrachten Dienstleistungen können neue Formen der 
Prozessgestaltung, Organisation und Steuerung ermöglicht werden.

Die Leitung des Bürgerservice vertritt das Amt gegenüber Akteurs-
gruppen, in der Stadtgesellschaft, in politischen Gremien, in der Kom-
munikation mit Einwohnerinnen und Einwohnern, mit den beteiligten 
Dezernaten und auch in herausfordernden Verhandlungen.  

Das bieten wir:

• ein einzelvertraglich geregeltes Entgelt oder nach Maßgabe des Lauf-
bahnrechts sowie bei Vorliegen der persönlichen Voraussetzungen eine 
Beschäftigung im Beamtenverhältnis bis zur Besoldungsgruppe A 16

• vielfältige Gestaltungs- und Entwicklungsmöglichkeiten
• einen Arbeitsplatz im Herzen einer von hoher Lebensqualität sowie 

sozialer und kultureller Vielfalt geprägten Stadt mit über 600.000 
Einwohnerinnen und Einwohnern

• vielfältige Fortbildungsmöglichkeiten und flexible Arbeitszeiten
• drei Tage Bildungsförderung im Kalenderjahr
• eine zusätzliche betriebliche Altersversorgung für Beschäftigte 
• ein bezuschusstes Job-Ticket für den Personennahverkehr 

Schwerpunkte der Leitung sind:

• Aufbau des Amtes einschließlich der Steuerung des Veränderungs-
prozesses

• Leitung des Amtes mit 170 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
• Gesamtverantwortung für das Dienstleistungsportfolio des Bürger-

service (Amt 31)
• Verantwortung für das Zusammenwirken aller Rechts- und Service-

bereiche des Amtes
• Weiterentwicklung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit 

Blick auf die moderne Ausrichtung des Bürgerservice, der Zusam-
menarbeitskultur und des dienstleistungsorientierten Auftretens 
gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern

• Initiierung, Steuerung und Evaluation von Digitalisierungs- und 
Modernisierungsprozessen 

• Weiterentwicklung von interkulturellen und mehrsprachigen An-
geboten 

• federführende Kommunikation und Gestaltung des gesamtstädti-
schen Bürgerservice nach innen und außen, dabei insbesondere 

• die Information, Unterstützung und Koordinierung bürgerorien-
tierter Bereiche (u. a. Sozialamt, Ordnungsamt und Amt für Jugend 
und Familie)

• Gestaltung des Netzwerks mit anderen Behörden sowie ein inter-
kommunaler Austausch

• der Dialog mit Bürgerinnen und Bürgern sowie die Bürgerbeteili-
gung

Für diese Tätigkeit suchen wir eine Persönlichkeit, die folgende 
Anforderungen erfüllt:

• wissenschaftlicher Hochschulabschluss (Master, Diplom oder Staats-
examen an einer Universität) in einer Fachrichtung der Verwaltungs-, 
Sozial-, Rechts- oder Wirtschaftswissenschaften bzw. Befähigung 
für die beamtenrechtliche Laufbahngruppe 2 Einstiegsebene 2 

• mindestens dreijährige Erfahrung in der Führung großer Organi-
sationseinheiten 

• mehrjährige Berufserfahrungen in der Steuerung von Verände-
rungsprozessen im Dienstleistungsbereich oder in der öffentlichen 
Verwaltung 

• einschlägige Berufserfahrung und umfassende Fachkenntnisse in 
einer öffentlichen Verwaltung oder vergleichsweise Erfahrungen 
und Kenntnisse in der Zusammenarbeit mit öffentlichen Verwal-
tungen 

• Erfahrung in der Planung und Umsetzung von Digitalisierungs-
projekten 

• Erfahrung in der Moderation, Konzeption und Steuerung von 
Beteiligungs- und Dialogprozessen sowie Veranstaltungen 

• Erfahrung in der Gestaltung von Bürgerserviceprozessen im mehr-
sprachigen und interkulturellen Umfeld erwünscht

• abgeschlossene Zusatzqualifikation bspw. als Projektmanager/-in, 
Projektleiter/-in, Berater/-in, Coach usw. wünschenswert 

• lösungsorientierte und kooperative Arbeitsweise 
• Durchsetzungsvermögen, Kommunikations- und Entscheidungs-

stärke

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung mit:

• Bewerbungsschreiben
• tabellarischem Lebenslauf
• Nachweis über die erforderlichen beruflichen Qualifikationen 
• Kopien von qualifizierten Dienst-/Arbeitszeugnissen/Beurteilun-

gen (nicht älter als drei Jahre)
• gegebenenfalls Referenzen bzw. Referenzkontakte
 

Bitte lesen Sie vor einer Bewerbung unsere Hinweise zum Stellen-
besetzungsverfahren unter:
www.leipzig.de/bewerbungshinweise

Über den Verfahrensablauf sowie die Auswahl der Leitung des Bürger-
service (Amt 31) entscheidet eine Auswahlkommission, die sich aus 
Verwaltungspersonal der Stadt Leipzig sowie Stadträtinnen/Stadträten 
zusammensetzt. Des Weiteren können ggf. externe Fachexpertinnen 
und -experten beratend in das Verfahren einbezogen werden. Aus 
diesem Grund werden Sie gebeten, Ihrer Bewerbung eine Erklärung 
beizufügen, dass Sie der Einsichtnahme in Ihre Bewerbungsunterla-
gen durch die Auswahlkommission sowie ggf. die Fachexpertinnen/
Fachexperten zustimmen.

Bitte geben Sie bei Ihrer Bewerbung die Stellenausschreibungsnummer 
31 10/21 01 an und nutzen Sie für Ihre Bewerbung das Online-Bewer-
ber-Portal auf www.leipzig.de/stellen.

Fragen zu den Arbeitsinhalten beantwortet Ihnen gern der Beigeord-
nete für Allgemeine Verwaltung, Herr Bürgermeister Hörning, den Sie 
unter der Telefonnummer 0341/1 23-22 00 erreichen. Für Fragen zum 
Auswahlverfahren und den allgemeinen Rahmenbedingungen steht 
Ihnen die Leiterin des Personalamtes, Frau Franko, zur Verfügung. Sie 
erreichen sie unter der Telefonnummer 0341/1 23-27 10.

Ausschreibungsschluss ist der 22. November 2021.

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung! ■

Stellenausschreibung der Stadt Leipzig
Die Stadt Leipzig sucht zum 1. Mai 2022 eine/-n 

Amtsleiterin/Amtsleiter Bürgerservice

http://www.leipzig.de/bewerbungshinweise 
http://www.leipzig.de/stellen
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Der Stadtrat hat in der Ratsversammlung vom 14.10.2021 den Jahres-
abschluss des Eigenbetriebes Schauspiel Leipzig für das Wirtschaftsjahr 
01.01.2019 bis 31.12.2019 beschlossen:

1. Der Jahresabschluss zum 31.12.2019 in der Fassung vom 05.05.2020 
(Anlage 2) wird festgestellt.

2. Der Jahresüberschuss beträgt EUR 1.167.481,64 und wird in eine
zweckgebundene Gewinnrücklage für Investitionen / Instandhal-
tungen eingestellt.

3. Die Rücklage wird in den Folgejahren in Höhe der getätigten In-
vestitionen / Instandhaltungen zum Zeitpunkt der Investitions- / 
Instandhaltungsmaßnahme in die allgemeine Gewinnrücklage
umgebucht.

4. Der Schauspielleitung wird für das Wirtschaftsjahr 01.01.2019 bis
31.12.2019 Entlastung erteilt.

In Anwendung des sog. Kreislaufmodells gem. Stadtratsbeschluss 
VI-DS-08124 und nach erfolgter Anhörung der Schauspielleitung wird 
folgendes beschlossen:

5. Aus der Kapitalrücklage des Eigenbetriebes Schauspiel Leipzig
(Stand zum 31.12.2019 EUR 3.745.667.33) erfolgt gemäß dem als
Anlage 7 beigefügten Ablaufplan, aus dem sich auch das Ende der 
Durchführung des Kreislaufmodells für das Schauspiel ergibt, eine 
Entnahme im Sinne des § 58 Nr. 2 AO zugunsten der Stadt Leipzig 
in Höhe von EUR 410.943,32. Dieser Betrag entspricht der aufwands-
wirksamen Abschreibung seit 31.12.2011 bis einschließlich 2019.

In diesem Zusammenhang verpflichtet sich die Stadt Leipzig
gegenüber dem Eigenbetrieb unwiderruflich, dem Eigenbetrieb
nach Erhalt der Auszahlung innerhalb von 10 Bank-Geschäftsta-
gen einen Betrag in Höhe von EUR 410.943,32 als Zuweisung für
die laufende Betriebsführung ergebniswirksam im Sinne des § 27
Abs. 3 SächsEigBVO zuzuführen. Die zugeführten Mittel sind aus-
schließlich für steuerbegünstigte Zwecke zu verwenden (§ 58 Nr. 2 
AO).

6. Die überplanmäßige Aufwendung gem. § 79 Abs. 1 SächsGemO
für das Haushaltsjahr 2021 in Höhe von EUR 410.943,32 im PSP
Element 1.100.26.1.0.01 „Schauspiel Leipzig“ Kostenart 4315 0000
„Zuschüsse an verb. Unternehmen, Sondervermögen, Beteiligun-
gen“ wird bestätigt.

7. Die Deckung erfolgt aus der Kostenstelle 10986 20000 „unterjährige 
Finanzierung formale Deckung Ergebnishaushalt“. Der Deckung
liegen nicht zahlungswirksame Minderaufwendungen in Höhe von 
EUR 410.943,32 im PSP-Element 1.100.26.1.0.01 „Schauspiel Leipzig“ 
Kostenart 4723 10000 „Abschreibungen auf sonstiges Finanzver-
mögen“ und zweckgebundene Einzahlungen im Finanzhaushalt
in gleicher Höhe im PSP-Element 7.0001268.730 „Wertveränderung 
EB Schauspiel“ (Kostenart 6844 0000) zugrunde.

Anlage zum Beschlusspunkt 1.

Wesentliche Positionen der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrech-
nung für das Wirtschaftsjahr 2019

        31.12.2019
              in €

Bilanzsumme 13.463.714,45 
davon entfallen: 

Aktiva 
Anlagevermögen 7.961.845,42 
Umlaufvermögen 4.969.343,13 
Rechnungsabgrenzungsposten 532.525,90 

Passiva 
Eigenkapital 7.194.176,22
 Rücklagen 5.578.472,44

Gewinnvortrag Vorjahre 448.222,14 
Jahresgewinn/ -verlust 1.167.481,64 

Sonderposten für Investitionszuschüsse 
zum Anlagevermögen  4.562.181,30

Rückstellungen 645.270,45
Verbindlichkeiten 862.193,75
Rechnungsabgrenzungsposten 199.892,73

Summe der Erträge: 18.528.217,94 
Summe der Aufwendungen: 17.360.736,30

Jahresgewinn 1.167.481,64

Die CT Lloyd GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungs-
gesellschaft hat den folgenden Bestätigungsvermerk erteilt:

„Unter der Bedingung, dass der Jahresabschluss des Schauspiel Leipzig 
Eigenbetrieb der Stadt Leipzig, Leipzig, zum 31. Dezember 2018 in 
der von uns geprüften Fassung vom 15. April 2019 festgestellt wird, 
erteilten wir mit heutigem Datum folgenden uneingeschränkten Be-
stätigungsvermerk:

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An das Schauspiel Leipzig Eigenbetrieb der Stadt Leipzig

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss des Schauspiel Leipzig Eigenbetrieb der 
Stadt Leipzig, Leipzig – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 
2019 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 sowie dem Anhang, 
einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der 
Schauspiel Leipzig Eigenbetrieb der Stadt Leipzig für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnisse
• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen

Belangen den Vorschriften der SächsGemO, der SächsEigBVO
und der sächsischen KomPrüfVO in Verbindung mit den ein-
schlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden han-
delsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- 
und Finanzlage des Eigenbetriebs zum 31. Dezember 2019 sowie 
seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2019 bis 
zum 31. Dezember 2019 und

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Eigenbetriebs. In allen wesentlichen Belangen steht 
dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den
Vorschriften der SächsGemO, der SächsEigBVO und der sächsischen 
KomPrüfVO in Verbindung mit den deutschen, für Kapitalgesellschaf-
ten geltenden, handelsrechtlichen Vorschriften und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Öffentliche Bekanntmachung über die Feststellung 
des Jahresabschlusses für das Wirtschaftsjahr  

01.01.2019 bis 31.12.2019 für den  
Städtischen Eigenbetrieb Schauspiel Leipzig 
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Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung 
zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und den Vorschriften 
der SächsGemO, der SächsEigBVO und der sächsischen KomPrüfVO 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des 
Jahresabschlusses, der den Vorschriften der SächsGemO, der Säch-
sEigBVO und der sächsischen KomPrüfVO in Verbindung mit den 
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden, handelsrechtlichen 
Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Eigenbetriebs vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung 
mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als 
notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlus-
ses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen 
Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Auf-
stellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belan-
gen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der 
SächsGemO, der SächsEigBVO und der sächsischen KomPrüfVO in 
Verbindung mit den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden, 
handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner 
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen 
und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, 
um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den 
anzuwendenden Vorschriften der SächsGemO, der SächsEigBVO 
und der sächsischen KomPrüfVO in Verbindung mit den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden, handelsrechtlichen Vorschriften 
zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob 
der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lage-
bericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-

schluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 
Einklang steht, den Vorschriften der SächsGemO, der SächsEigBVO 
und der sächsischen KomPrüfVO in Verbindung mit den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden, handelsrechtlichen Vorschriften 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie 
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine 
Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB in 
Verbindung § 32 SächsEigBVO unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine 
wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen 
können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden 
als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden 
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und 
bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus
• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – be-

absichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im 
Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass 
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können.

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jah-
resabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den für 
die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maß-
nahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Eigenbetriebs 
abzugeben.

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die 
Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche 
Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegeben-
heiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Eigen-
betriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsver-
merk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im 
Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben un-
angemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. 
Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis 
zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch 
dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine Unternehmenstätigkeit 
nicht mehr fortführen kann.

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt 
des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der 
Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und 
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt.

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresab-
schluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte 
Bild von der Lage des Unternehmens.

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Ver-
tretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise 
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vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten be-
deutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ab-
leitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. 
Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 
Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir 
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten An-
gaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung 

sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen.“

Hinweis zur öffentlichen Auslegung

Der Jahresabschluss einschließlich des Prüfberichtes der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft sowie der Lagebericht und die Ergebnisse der 
örtlichen Prüfung liegen in der Zeit vom 15.11.2021 bis 28.11.2021 
im Schauspiel Leipzig, Abteilung Rechnungswesen, Bosestraße 1 in 
04109 Leipzig, jeweils montags bis freitags von 09:00 Uhr bis 12:00 
Uhr öffentlich aus. ■



Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig 
Ausgabe 15/2021 · 13.11.2021

13

Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Erweiterung des Nutzungszeit-
raumes des genehmigten Kinos von 28 Tagen auf 40 Tage im Zeitraum 

01. Juni bis 30. September eines Jahres, Rennbahnweg 2 a“,  
Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstück 2562/16

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Fol-
gendes bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 29.10.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2021-008294-SB-63.42-AWI einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Erweiterung des Nut-
zungszeitraumes des genehmigten Kinos von 28 Tagen auf 40 Tage 
im Zeitraum 01. Juni bis 30. September eines Jahres, Rennbahnweg 
2 a“, Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstück 2562/16, im Geneh-
migungsverfahren nach § 64 Sächsische Bauordnung (Sonderbau) 
ist erteilt.

(2) Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte. 

(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bau-
vorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für 
Bauordnung und Denkmalpflege, Abt. Ost, SG Südost; Martin-Luther-
Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 
04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks (mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der Flur- 
stücksnummern)

Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail 
unter info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 Sächs-
BO wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die 
Baugenehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung 
ersetzt; § 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können 
im Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, 
Technisches Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäu-
deabschnitt C, Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, 
eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Verfah-
rensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23-51 86 gebeten. ■
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  
Baugenehmigung für das Vorhaben: „Nutzungsänderung  

von Büro auf Arztpraxis – Gynäkologie, Eilenburger Straße 59“,  
Leipzig, Gemarkung Anger, Flurstück 65/b

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig 
hat als untere Bauaufsichtsbehörde am  unter dem Aktenzeichen 
63-2021-011239-VV-63.42-KKE einen Bescheid mit folgendem ver-
fügenden Teil erlassen:

(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Nutzungsänderung von 
Büro auf Arztpraxis – Gynäkologie, Eilenburger Straße 59“, Leipzig, 
Gemarkung Anger, Flurstück 65/b, im Genehmigungsverfahren 
nach § 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist 
erteilt.

(2) Die Baugenehmigung enthält Bedingungen und Auflagen.
(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für Bau-
ordnung und Denkmalpflege, Abt. Ost, SG Südost; Martin-Luther-Ring 
4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 04317 
Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23-51 67 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  
Baugenehmigung für das Vorhaben „Hier: 1. Nachtrag zur  

Baugenehmigung v. 30.07.2021; Neubau Logistikzentrum – Technik, 
Sprinklertank, Pförtner sowie PKW- und LKW-Stellplätzen,  

Az.: 63-2020-6161-SB-63.22-CHC, Alte Seehausener Straße 1,  
Regensburger Straße 2“, Leipzig, Gemarkung Hohenheida,  
Flurstücke 227/2, 228/4, 228/5, 228/8, 229/4, 230/8, 235/2

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:

Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 19.10.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2021-011015-SB-63.22-CHC einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben „Hier: 1. Nachtrag zur 
Baugenehmigung v. 30.07.2021; Neubau Logistikzentrum – Technik, 
Sprinklertank, Pförtner sowie PKW- und LKW-Stellplätzen, Az.: 
63-2020-6161-SB-63.22-CHC, Alte Seehausener Straße 1, Regensbur-
ger Straße 2“, Leipzig, Gemarkung Hohenheida, Flurstücke 227/2, 
228/4, 228/5, 228/8, 229/4, 230/8, 235/2, im Genehmigungsver-
fahren nach § 64 Sächsische Bauordnung (Sonderbau) ist erteilt.

(2) Die Baugenehmigung enthält Auflagen.
(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für Bau-
ordnung und Denkmalpflege, Abt. Zentrum/Sonderbauten, SG Son-
derbauten; Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: 

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks (mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der Flur- 
stücksnummern)

Prager Straße 118-122, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23-51 76 gebeten. ■
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Sanierung eines  
Mehrfamilienhauses: Anbau von neuen Balkonen,  
Ausbau einer Dachgeschosseinheit mit Dachloggia,  

Eilenburger Straße 36“, Leipzig, Gemarkung Reudnitz, Flurstück 759

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 21.10.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2021-003855-VV-63.42-MAS einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

1.  Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Sanierung eines Mehr-
familienhauses: Anbau von neuen Balkonen, Ausbau einer Dach-
geschosseinheit mit Dachloggia, Eilenburger Straße 36“, Leipzig, 
Gemarkung Reudnitz, Flurstück 759, im Genehmigungsverfahren 
nach § 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist 
erteilt.

2. Mit der Baugenehmigung werden folgende Abweichungen zu-
gelassen:

 Abweichung gemäß § 67 Abs. 1 SächsBO von den Anforderungen 
aus § 50 Abs. 1 Satz 1 SächsBO dahingehend, dass die barrierefreie 
Erreichbarkeit der Wohnungen in Gebäuden mit mehr als 2 Woh-
nungen nicht hergestellt werden kann. 

3. Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte.

4.  Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für Bau-
ordnung und Denkmalpflege, Abt. Ost, SG Südost; Martin-Luther-Ring 
4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 04317 
Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23-89 27 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau Wohngebäude mit  
Seniorenwohnungen (Vorder-/Hintergebäude) und Tiefgarage,  

Lange Reihe 34, 34 A“, Leipzig, Gemarkung Stötteritz, Flurstück 77

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 15.10.2021 unter dem Aktenzei-
chen 63-2020-010965-VV-63.42-MAS einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

1. Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau Wohngebäude 
mit Seniorenwohnungen (Vorder-/Hintergebäude) und Tiefgarage, 
Lange Reihe 34, 34 A“, Leipzig, Gemarkung Stötteritz, Flurstück 
77, im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische Bauordnung 
(Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

2.  Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte. 

3.  Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für Bau-
ordnung und Denkmalpflege, Abt. Ost, SG Südost; Martin-Luther-Ring 
4-6, 04109 Leipzig (Besucheranschrift: Prager Straße 118-122, 04317 
Leipzig) Widerspruch eingelegt werden.
Der Widerspruch kann auch mittels absenderbestätigter De-Mail unter 
info@leipzig.de-mail.de eingelegt werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23-89 27 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)
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